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Die Haushaltspolitik der Europäischen Union (EU) befindet sich derzeit in ruhigem
Fahrwasser - die Zusammenarbeit zwischen Kommission, Europäischem Parla-
ment (EP) und Rat verläuft relativ konfliktfrei, noch nie hat der EU-Haushalt in den
letzten sieben Jahren einen geringeren Prozentsatz des Bruttosozialprodukts bean-
sprucht. Haushaltspolitisch steuert die EU einen klaren Kurs - die Reform der
Haushaltsordnung macht Fortschritte, und für die Finanzierung der Erweiterung ist
der notwendige Spielraum geschaffen.

Der Haushalt 2001: Erhebliche Einsparungen

Insgesamt lagen die Ist-Ausgaben im Haushaltsjahr 2001 bei nur 79,4 Mrd. Euro,
das entspricht 0,93% des EU-Bruttosozialprodukts und in etwa der relativen Höhe
der europäischen Haushalte von 1989-1990.

Einerseits führten die von BSE und Maul- und Klauenseuche verursachten
Krisen nicht zu dem erwarteten zusätzlichen Mittelbedarf. Ganz im Zeichen dieser
Krisen hatte die Kommission bereits knapp ein Monat nach Verabschiedung des
Haushaltsplans den Vorentwurf zum ersten Nachtragshaushalt angenommen. Darin
war eine zusätzliche Finanzierung von 971 Mill. Euro vorgesehen, um die durch die
BSE-Krise bedingten Kosten aufzufangen. Allerdings konnte in diesem Bereich be-
reits im November 2001 entwarnt und eine Unterausführung von 1,2 Mrd. Euro
budgetiert werden.

Andererseits wiesen die beiden letzten Haushalte eine bedeutende Unterausfüh-
rung von 11,6 Mrd. Euro in 2000 und 15 Mrd. Euro in 2001, vor allem in den Struk-
turfonds, aus. Diese Mittel sind jeweils an die Mitgliedstaaten zurückgeflossen.
Allerdings blieb der stockende Mittelabfluss nicht ohne Auswirkung. Im Frühjahr
2001 hat die Haushaltsbehörde beschlossen, die Finanzvorausschau an die Ausfüh-
rungsbedingungen im Jahr 2000 anzupassen. Die im Jahr 2000 aufgrund von Ver-
zögerungen bei der Annahme bestimmter Programme nicht verwendeten Mittelan-
sätze für die Strukturpolitik wurden durch Erhöhung der Obergrenzen für Verpflich-
tungsermächtigungen in der Rubrik 2 um 6,152 Mrd. Euro auf die folgenden Jahre
übertragen. Obgleich auch bei den Zahlungen bedeutende Verspätungen zu er-
kennen sind, war die Kommission bisher der Ansicht, dass keine Notwendigkeit be-
steht, die Gesamtobergrenze der Zahlungsermächtigungen anzupassen. Jedenfalls
lässt sich im Licht der vergangenen zwei Jahre feststellen, dass die ursprünglich der
Berliner Finanzvorausschau zugrundeliegende Planung zu optimistisch war.
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Neue Herausforderungen erhalten eine prompte Antwort

Der Berichtigungs- und Nachtragshaushalt 2/2001 war dazu bestimmt, den Bedarf
des Rats zu decken, der sich aus den Schlussfolgerungen der Europäischen Räte
von Feira und Nizza für den Ausbau der gemeinsamen Europäischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik (ESVP) ergibt. Das Personal des Generalsekretariats des
Rats wurde aufgestockt, um eine zivile Struktur mit politisch-militärischem Fach-
wissen aufzubauen, die sich mit den nichtmilitärischen Aspekten der Krisenbewäl-
tigung zu befassen hat.

Diese Tendenz zu neuen Strukturen hat sich auch im Haushalt 2002 fortgesetzt.
Im Berichtigungsschreiben 1/2002 vom September 2001 wurde eine neue Sektion
mit einem eigenen Haushaltsplan für den Europäischen Datenschutzbeauftragten
geschaffen und der Kommission zusätzliche administrative Mittel zur Verwaltung
des Schengen-Informationssystems zur Verfügung gestellt.

Aus dieser Initiative entwickelte sich eine Grundsatzdiskussion zwischen Rat
und Europäischem Parlament (EP) über die Kompetenzverteilung, weil ja der Rat
über die Schaffung der neuen Organismen beschließt, während das EP im Haushalt
das letzte Wort hat. Das EP warf dem Rat vor, Aktionen aus dem zweiten und drit-
ten Pfeiler, d.h. im Bereich Justiz und Inneres sowie der GASP über den EU-
Haushalt zu finanzieren, ohne zusätzliche Mittel zu genehmigen. Das EP begrüßt
einerseits die Vergemeinschaftung dieser Politiken, bedauert aber andererseits die
Verengung des Spielraums unterhalb der bestehenden Finanzobergrenzen.

Angesichts der internationalen Situation im Herbst 2001 wurden in kurzer Zeit
insgesamt 40 Mill. Euro aus der Soforthilfe-Reserve mobilisiert, um der notleiden-
den Bevölkerung in Afghanistan und umliegenden Gebieten, dem Nordkaukasus
und den Opfern des erneut aufgeflammten Konflikts in Palästina zu helfen (Mittel-
übertragung 39/2001).

Das Haushaltsverfahren 2002: Schritte zu einer strategischen Haushaltsplanung

Im Verfahren für den Haushalt 2002 hat die Darstellung nach Aktivitäten (activity
based budgeting (ABB)) bereits das zweite Jahr in Folge eine Zuordnung der ad-
ministrativen sowie operationellen Mittel zu den einzelnen Politikbereichen ermög-
licht. Das Verfahren wurde weiter verbessert und eine vollständige, Politik orien-
tierte Haushaltsgliederung der Aufstellung des Haushaltsvorentwurfs zugrunde-
gelegt. Damit wurde ein weiterer Schritt hin zu einer politisch relevanten Dar-
stellung des Haushalts gemacht, der die politische Entscheidungsfindung erleich-
tern soll.

Mit der Jährlichen Politische Strategieplanung (annual policy strategy) soll die
Planung von Programmen und die Zuteilung von Ressourcen noch stärker von poli-
tisch festgesetzten Prioritäten gesteuert werden. Sie definiert den Rahmen für die
Ausarbeitung des Haushaltsvorentwurfs und für die Arbeitsplanung der Dienst-
stellen. Die Jährliche Politische Strategieplanung ist Teil des von der Kommission
mit dem Reform-Weissbuch eingeführten „activity based management".
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Für 2002 wurden am 21. Februar 2001 folgende Prioritäten festgelegt: Einfüh-
rung des Euro, nachhaltige Entwicklung, Entwicklungszusammenarbeit, die Mittel-
meerpolitik, die Erweiterung und das neues „Governance"-Konzept.

Im ersten Programmierungszyklus wurde die Jährliche Politische Strategiepla-
nungsentscheidung von EP und Rat zu Anfang sehr wenig beachtet. Am Ende des
Haushaltsverfahrens 2002 wurde die Einbeziehung der anderen Institutionen in die
Prioritätensetzung und Planung aber vor allem von Seiten des EP deutlich thema-
tisiert. Das Parlament stellte einen Teil der für die Kommission neu genehmigten
Personalstellen in eine Reserve ein, bis die Beteiligung des EP an der Aufgaben-
und Ausgabenplanung geregelt worden ist. Mit der Verabschiedung des Malm-
ström-Berichts im März 2002 wurde zwischen Kommission und EP ein Verfahren
vereinbart, das die Beteiligung des EP (und des Rats) im strategischen Planungspro-
zess festlegt und das Haushalts verfahren 2003 erheblich beeinflussen wird.

Haushaltsvorentwurf der Kommission: Risikovorsorge für die Landwirtschaft

Der Haushaltsvorentwurf der Kommission stellte die Umsetzung der beschlossenen
politischen Prioritäten dar. Darüber hinaus musste er die mit der Krise in der Land-
wirtschaft verbundenen Unwägbarkeiten berücksichtigen und der Nichtverlänge-
rung des Fischereiabkommens mit Marokko Rechnung tragen. Der Haushaltsvor-
entwurf 2002 enthielt auch die zweite Tranche der zusätzlichen Planstellen für die
Kommission, die im Rahmen der Reform ermittelt wurden. Erstmals wurde die
symbolische Grenze von 100 Mrd. Euro in Verpflichtungsermächtigungen über-
schritten.

Im Haushaltsvorentwurf 2002 schlug die Kommission angesichts der Unsicher-
heitsfaktoren in der Landwirtschaft (BSE und Maul- und Klauenseuche) vor, eine
Reserve in Höhe von 1 Mrd. Euro zu bilden, um erforderlichenfalls neue Veterinär-
oder marktbezogene Ausgaben zu decken. Außerdem war es Ziel der Kommission,
das Vertrauen der Konsumenten in die landwirtschaftlichen Produkte wieder her-
zustellen, indem sie für 2002 die Schaffung der Europäischen Nahrungsmittelbe-
hörde vorschlug. Die Reserve für landwirtschaftliche Ausgaben wurde bereits in der
ersten Lesung des Rats abgelehnt, was auch vom EP bestätigt wurde. Die Haus-
haltsbehörde argumentierte, dass der Bedarf beziffert und direkt auf die Haushalts-
linien eingesetzt werden sollte. Mit Spannung wurde das traditionelle Berichti-
gungsschreiben vom Oktober erwartet, das die Bedarfs Schätzung aktualisiert.
Glücklicherweise war die Kommission zu vorsichtig gewesen. Die Erholung der
Märkte für Rindfleisch und die weltweit gute Lage ließen eine Verminderung um
1,9 Mrd. Euro im Vergleich zum Haushaltsvorentwurf zu.

Korrigierte Landwirtschaftsansätze erlauben Sparhaushalt

Sowohl beim Gesamtbetrag für die Verpflichtungsermächtigungen als auch bei den
Zahlungsermächtigungen bleibt der Haushalt 2002 mit 2,2 Mrd. Euro und 4,6 Mrd.
Euro erheblich unter der in Berlin 1999 beschlossenen Finanzvorausschau für das
Jahr 2002. Diese Marge erhöht sich noch erheblich, wenn man berücksichtigt, dass
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in der Finanzvorausschau noch zusätzliche Mittel für die Erweiterung vorgesehen
waren, die nicht in Anspruch genommen wurden, da die erste Welle der Erwei-
terung nicht wie in Berlin ursprünglich angenommen 2002 erfolgt ist. Das endgül-
tig verabschiedete Haushaltsvolumen von 95,6 Mrd. Euro entspricht nur 1,05% des
Gemeinschafts-BSP und liegt damit relativ unterhalb des Haushalts 2001, der
1,08% betrug, dennoch ist die Haushaltslage in einigen Bereichen sehr angespannt.

Finanzvorausschau weiterhin sehr enges Korsett

Im Haushaltsverfahren 2002 waren sich Rat, EP und Kommission sehr schnell über
die gemeinsamen Prioritäten einig: e-learning, Einwanderung und Asyl sowie die
Vorbereitung der Grenzregionen auf die Erweiterung und die Unterstützung der
Fischereiflotte. Umstritten blieb bis zuletzt die Verteilung der knappen Mittel.

Seit dem Jahr 2000 musste in den Außenpolitiken jedes Jahr die Enge der Fi-
nanzvorausschau durch die Verwendung des Flexibilitätsinstruments (2000 für Ko-
sovo, 2001 für Serbien) überwunden werden. 2002 lag der Zusatzbedarf vor allem
innerhalb der EU. Im Haushaltsvorentwurf hatte die Kommission bereits die Ver-
wendung des Flexibilitätsinstruments für ein Programm zur Umstrukturierung der
spanischen und portugiesischen Fischereiflotten, als Kompensation zur Nichtver-
längerung des Fischereiabkommens mit Marokko, angedeutet. Im Herbst wurde ein
Vorschlag für ein Programm vorgelegt, welches als Fischerei-Strukturmaßnahme
der Rubrik 2 der Finanzvorausschau konzipiert war. Da diese Rubrik jedoch bereits
vollständig programmiert ist und keinerlei Marge verbleibt, konnte wiederum nur
das Flexibilitätsinstrument zum Einsatz kommen, da eine Revision der Finanzvor-
ausschau vom Rat weiterhin kategorisch ausgeschlossen wird.

Im Laufe des Haushaltsverfahrens 2002 stellte sich aber heraus, dass andere Mit-
gliedstaaten (Deutschland, Österreich) und vor allem aber das EP den Vorschlag zur
Mobilisierung des Flexibilitätsinstruments nur mittragen würden, wenn im Gegen-
zug Maßnahmen für die Grenzregionen mit den Beitrittskandidaten mit Finanz-
mitteln ausgestattet würden. Beide Aktionen ergeben sich aus den Schlussfolge-
rungen des Europäischen Rats von Nizza. So kristallisierte sich in der Konzertierung
im November ein doppeltes Paket heraus, und es wurden 170 Mill. Euro des Flexi-
bilitätsinstruments für die Fischereiflotte und 30 Mill. Euro für die Grenzregionen in
der Rubrik 2 bereitgestellt. Zusätzlich wurde der Betrag für das Pilotprojekt zu-
gunsten von kleinen und mittleren Unternehmen in Grenzregionen erhöht. Eine
gemeinsame Erklärung sieht schließlich vor, die Maßnahmen für die Grenzregionen
2003 fortzusetzen, sowie die übrigen 27 Mill. Euro für die Fischereiflotte in den
Haushalt 2003 einzusetzen. Dies war ein Kompromiss, beidem sich nationale
Interessen zwischen EP und Rat übergreifend manifestiert hatten.

Außenpolitische Krisen: improvisierte' Finanzierung des Aufbaus Afghanistans

Obwohl die Ansätze für die Außenpolitik im Haushalt 2002 die Obergrenze der Ru-
brik 4 einhalten, bleibt die Finanzierung der außenpolitischen Maßnahmen weiter-
hin von großer Unsicherheit und struktureller Mittelknappheit gekennzeichnet.
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Die leichte Verringerung der Verpflichtungsermächtigungen für die Außenhilfen
im Haushaltsvorentwurf erklärt sich durch die Verwendung des Flexibilitätsinstru-
ments in 2001, dass eine Budgetierung über die Obergrenze hinweg erlaubte. Die
sehr bedeutende Erhöhung der Zahlungsermächtigungen von fast 10% soll die gra-
duelle Liquidierung der noch ausstehenden Verpflichtungen ermöglichen.

Wie in den Jahren zuvor sorgte die internationale Lage für einen unerwarteten
Finanzierungsbedarf. Nach den Ereignissen des 11. September 2001 in den USA
und den darauf folgenden Militäraktionen sah sich die EU verpflichtet, bedeutende
Mittel für die Befriedung von Afghanistan in den Haushalt einzustellen. Angesichts
der sehr engen Spielräume und weil, wie oben erwähnt, das Flexibilitätsinstrument
nicht für die Außenhilfen zur Verfügung stand, musste die Haushaltbehörde mit an-
deren „Kunstgriffen" arbeiten. Insgesamt sollten 165 Mill. Euro für Afghanistan zur
Verfügung gestellt werden, davon 60 Mill. Euro auf der entsprechenden Haushalts-
linie und der gesamte noch verbleibenden Spielraum von 70 Mill. Euro. Um die
Summe zu vervollständigen, wurden schließlich 35 Mill. Euro der Soforthilfe-
reserve für Afghanistan reserviert.

Die strukturellen Finanzierungsprobleme der Rubrik 4 wurden in einer Mit-
teilung der Kommission vom 28. November 2001 über die Finanzierung von nicht-
militärischen Krisenbewältigungsmaßnahmen behandelt. Angesichts der steigenden
Bedeutung von GASP und der ESVP stellt die Mitteilung Überlegungen an, wie der
größere Finanzierungsbedarf gedeckt werden kann. Die Kommission schlägt vor,
durch eine Änderung der Interinstitutionellen Vereinbarung ein neues Flexibilitäts-
instrument für nichtmilitärische Krisenmaßnahmen zu schaffen und auch für zivile
Krisenmaßnahmen auf die Soforthilfereserve des Haushalts zurückzugreifen.
Durch das neue Flexibilitätsinstrument könnten zusätzliche Mittel für außenpoli-
tische Maßnahmen freigemacht und gleichzeitig der Gesamtrahmen der in Berlin
festgelegten Finanzvorausschau eingehalten werden. Ähnlich würde der Rückgriff
auf die Soforthilfereserve die EU-Krisenbewältigung flexibler machen und mit
mehr Mitteln ausstatten, ohne humanitäre Maßnahmen zu gefährden.

Abschließend lässt sich sagen, dass das Haushaltsverfahren 2002 weitgehend
krisenfrei war, aber einige interessante institutionelle Diskussionen angerissen hat.
Das zahlenmäßige Endergebnis ist relativ bescheiden, insgesamt wachsen im Ver-
gleich zum Vorjahr die Versplichtungsermächtigungen um nur 1,7% und die Zah-
lungsermächtigungen um nur 2%. Es hinterlässt außerdem Hypotheken für den
Haushalt 2003: Auf neue Weise werden Reste, wie die 27 Mill. Euro für Umstruk-
turierung der Fischereiflotte und EU-Hilfe für Grenzregionen mit Beitrittskandi-
daten, auf den nächsten Haushalt verlagert und bereits beschlossen. Der Bericht der
Generalsekretäre vom November 2001, der im Auftrag der Haushaltsbehörde eine
mehrjährige Planung der administrativen Ausgaben im Hinblick auf die Erwei-
terung erarbeitet hat, zeigt akut den Problembereich, und somit ein zentrales Thema
für die Verhandlungen zum Haushalt 2003 auf.

Die Zahlen zum Haushalt 2002 sind in den zwei folgenden Tabellen dargestellt,
die nach Rubriken der Finanzvorausschau und nach Politikbereichen in ABB-Dar-
stellung gegliedert sind.
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Tabelle 1: Haushaltsplan 2002 nach Politikbereichen
(Mittel für Verpflichtungsermächtigungen in Mio. Euro. Posten und/oder Mann-Jahre)

Politikbereich

Wirtschaftliche und finanzielle
Angelegenheiten

Unternehmen
Wettbewerb

Beschäftigung und soziale
Angelegenheiten

Landwirtschaft und Entwicklung
des ländlichen Raums

Energie und Verkehr

Umwelt
Indirekte Forschung

Informationsgesellschaft
Direkte Forschung

Fischerei
Binnenmarkt
Regionalpolitik

Steuern und Zollunion

Bildung und Kultur
Medien und Kommunikation

Gesundheit und Verbraucherschutz
Justiz und Inneres

Außenbeziehungen (3)
Handel (3)

Entwicklung und Beziehungen zu
den AKP-Staaten (3X4)
Erweiterung (3)

Humanitäre Hilfe
Betrugsbekämpfung
Koordinierung der Politiken und
rechtliche Beratung der
Kommission
Verwaltung der Kommission

Haushalt
Audit

Statistik
Versorgungsbeziige
Nicht zugeordnet (5)

Insgesamt

Finanzinte-
ventionen

442,1

172,0
0,0

9 629,0

47 456,1

916,5

180,9
2 303,8

953,2
44,8

1 059,3
0,0

21 728,6

36,6

665,6
73,0

637,2
110,7

2 854,2

7,6
924,5

1 692,9

646,7
6,1

20,1

0,0
0,6

0,0
39,9

0,0
0,0

92 602,1

Management und
Unterstützung! 1)

52,1

119,0
73,9

109,4

135,6

106,2

82,8
220,3

118,0
213,1

36,2
65,9

79,1

53,0

115,1
77,4

106,8
36,2

416,1
59,6
194,6

124,1

24,0
42,1
177,4

539.1
52,4

19,0
77,6

701,7
15,8

4 243,4

Insgesamt

494,2

291,0
73,9

9 738,4

47 591,7

1 022,7

263,6
2 524,1

1071,3
257,9

1 095,6

65,9
21 807,8

89,6
780,7
150,4

744,0
147,0

3 270,3
67,1

1 119,1

1 816,9

670,8
48,2

197,5

539,1
53,0

19,0
117,4

701,7
15,8

96 845,5

Human-
Ressourcen

(2)

469

856
595
669

883

929

520
1 578
1022
2 084

277

408
514

399

653
607

696
240

2 999
482

2 095

796

151
335

1 213

5 644
416

182
699

58
69

28 538

(1) Einschließlich BA-Linien, Verwaltungsausgaben für Forschung und Minibudgets der Strukturfonds,
sowie Gehälter, Gebäudekosten usw. und allgemeine Verwaltungskosten.

(2) Umfasst Statutspersonal und Aushilfspersonal.
(3) Einschließlich der Mittel für das in den EG-Delegationen tätige Personal.
(4) Einschließlich EEF-Personal.
(5) Dezentrale Ausgaben noch keinem Politikbereich zugewiesen.
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Tabelle 2: Haushaltsplan 2002
nach den Rubriken der Finanziellen Vorausschau

Rubrik

Mittel für Verpflichtungen

1. Landwirtschaft

— Agrarausgaben (außer

Entwicklung des ländlichen

Raums)

— Entwicklung des

ländlichen Raums und

flankierende Maßnahmen

Spielraum

2. Strukturpolitische

Maßnahmen

—Strukturfonds

— Kohäsionsfonds

Spielraum

3. Interne Politikbereiche

Spielraum

4. Externe Politikbereiche

Spielraum

5. Verwaltung

Spielraum

6. Reserven

— Währungsreserve

— Reserve für Garantien

— Reserve für Soforthilfen

Spielraum

7. Strategie zur

Vorbereitung des Beitritts

— Landwirtschaft

-1SPA

-PHARE (Bewerberländer)

Spielraum

Mittel für Verpflichtungen

insgesamt

Spielraum

Mittel für Zahlungen

insgesamt

Spielraum

Obergrenze der Mittel für

Zahlungen (in % des BSP)

Haushaltsplan

2001 (1)

44 023 700 000

39 528 700 000

4 495 000 000

506 300 000

32 720 000 000

30 005 000 000

2 715 000 000

0

6 232 160 000

39 840 000

4 928 672 000

-193 672 000 (2)

4 938 940 837

59 163

916 000 000

500 000 000

208 000 000

208 000 000

0

3 240 000 000

540 000 000

1 080 000 000

1 620 000 000

0

96 999 472 837

352 527 163

93 780 014 837

/ 112 985 163

1,08%

Finanzielle Voraus-

schau 2002(0 (2)

46 587 000 000

41 992 000 000

4 595 000 000

33 638 000 000

30 849 000 000

2 789 000 000

6 558 000 000

4 873 000 000

5 179 000 000

676 000 000

250 000 000

213 000 000

213 000 000

3 328 000 000

555 000 000

1 109 000 000

1 664 000 000

100 839 000 000

100 245 000 000

1,08 %

Haushaltsplan

2002(3)

44 255 080 000

39 660 080 000

4 595 000 000

2 331 920 000

33 838 000 000

31 049 000 000

2 789 000 000

-200 000 000 (2 )

6 557 813 600

186 400

4 803 000 000

70 000 000

5 176 833 242

2 166 758

676 000 000

250 000 000

213 000 000

213 000 000

0

3 328 000 000

555 000 000

1 109 000 000

1 664 000 000

0

98 634 726 842

2 204 273 158

95 654 759 342

4 590 240 658

1,05 %

Veränderung

in %

3 :1

0,53 %

0,33 %

2.22 %

3,42 %1

3,48 %

2,73 %

5,23 %

-2,55 %

4,82 %

-26,20 %

-50.00 %

2.40 %

2,40 %

2,72 %

2,78 %

2,69 %

2.72 %

1,69 %

2,00 %

als Betrag

3-1

231 380 000

131 380 000

100 000 000

118 000 000

1 044 000 000

74 000 000

325 653 600

-125 672 000

237 892 405

-240 000 000

-250 000 000

5 000 000

5 000 000

88 000 000

15 000 000

29 000 000

44 000 000

1 635 254 005

1 874 744 505

(1) Einschließlich Versorgungsbeiträge des Personals: 167 Mio. Euro.
(2) Nach Anwendung des Flexilibilitätsinstruments (200 Mio. Euro -
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Sonstige haushaltsrelevante Entwicklungen und Ausblick auf 2003

Im Jahresverlauf 2001 wurden die Arbeiten zur Neufassung der Haushaltsordnung
weitergeführt. Im Oktober hat die Kommission ihren ursprünglichen Vorschlag an-
gepasst, um den Stellungnahmen des Rechnungshofs und des EP sowie den Leit-
linien des Rats Rechnung zu tragen. Die Verabschiedung der neuen Haushaltsord-
nung wird noch vor Ende 2002 erwartet, sie würde also im Januar 2003 in Kraft tre-
ten. Damit wäre das Haushaltsverfahren 2003 das letzte, das nicht nach activity ba-
sed budgeting strukturiert ist.

2003 wird voraussichtlich der letzte Haushalt vor der Erweiterung sein. Die
Kommission hat bereits im Februar 2002 einen Vorschlag für den erweiterten
Finanzrahmen unterbreitet. Die derzeitige Finanzvorausschau, gültig bis 2006,
muss ja entsprechend angepasst werden, sowohl auf der Ausgaben- als auch auf der
Einnahmenseite. Das Haushaltsverfahren 2003 muss die administrative Vor-
bereitung auf die Erweiterung sicherstellen. Diese Vorbereitungen müssen bereits
vom Haushalt 2003 gedeckt sein, wenn der acquis communautaire und die Pro-
gramme vom 1. Januar 2004 auf die neuen Mitgliedstaaten angewendet werden
sollen.

Schließlich wird sich möglicherweise der vertragsmäßige Unterbau des Haus-
haltsverfahrens ändern. Im Rahmen des Konvents über die Zukunft der EU sollen
Vorschläge für eine grundlegende Reform des Haushaltsverfahrens und der Fi-
nanzierung des Gemeinschaftshaushalts diskutiert werden.
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